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Bereitschaft des Täters Aufschluß geben, 
künftig seiner Verantwortung gegenüber 
der sozialistischen Gesellschaft nachzu
kommen. Es ist insbesondere zu prüfen, 
inwieweit der Täter aus bereits erfolgten 
Bestrafungen richtige Lehren gezogen hat. 
Bei der Festsetzung der Strafe hat das Ge
richt sowohl die zugunsten als auch zuun
gunsten des Täters vorliegenden Umstände 
allseitig zu würdigen.

(3) Legt das verletzte Gesetz fest, daß 
bestimmte Umstände die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit begründen, mindern 
oder erhöhen, darf das Vorliegen eines 
solchen Umstandes nicht noch strafmil
dernd oder straferschwerend berücksichtigt 
werden.

(4) Geht das Gesetz davon aus, daß be
stimmte Umstände die strafrechtliche Ver
antwortlichkeit mindern, so ist dies bei der 
Strafzumessung innerhalb des Strafrah
mens des verletzten Gesetzes zu berück
sichtigen.

§62
Außergewöhnliche Strafmilderung

(1) In den gesetzlich bestimmten Fäl
len der außergewöhnlichen Strafmilderung 
kann eine Strafe bis auf das gesetzliche 
Mindestmaß der angedrohten Strafart ge
mildert oder eine leichtere als die gesetz
lich vorgesehene Strafart angewandt wer
den, wenn die Tat weniger schwerwiegend 
ist.

(2) Die Strafe kann ebenso herabgesetzt 
werden, wenn die Voraussetzungen, gemäß 
§ 25 von Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit abzusehen, nicht in vol
lem Umfange vorliegen, aber bereits eine 
mildere Strafe den Strafzweck erfüllt.

(3) Sieht das verletzte Gesetz wegen 
erschwerender Umstände eine Strafver
schärfung vor, ist sie nicht anzuwenden, 
wenn sich unter Berücksichtigung der ge
samten Umstände die Schwere der Tat 
nicht erhöht hat.

Bestrafung 
bei mehrfacher Gesetzesverletzung 

§63

(1) Bei mehrfacher Gesetzesverletzung 
sind alle Strafrechtsnormen anzuwenden, 
die den Charakter und die Schwere des 
gesamten strafbaren Handelns kennzeich
nen.

(2) Eine mehrfache Gesetzesverletzung 
liegt vor, wenn der Täter durch eine Tat 
zugleich mehrere Strafrechtsnormen (Tat
einheit) oder durch mehrere Taten ver
schiedene Strafrechtsnormen oder dieselbe 
Strafrechtsnorm mehrfach verletzt (Tat
mehrheit).

§64

(1) Bei Bestrafung wegen mehrfacher 
Gesetzesverletzung hat das Gericht eine 
Hauptstrafe auszusprechen, die dem Cha
rakter und der Schwere des gesamten 
strafbaren Handelns angemessen und in 
einem der verletzten Gesetze angedroht 
ist.

(2) Das Mindestmaß einer Freiheits
strafe wird durch die höchste Untergrenze 
und ihr Höchstmaß durch die höchste 
Obergrenze der in den angewandten Geset
zen angedrohten Freiheitsstrafen bestimmt.

(3) Erfordern bei einer Verurteilung 
wegen mehrerer Straftaten (Tatmehrheit) 
der Charakter und die Schwere des gesam
ten strafbaren Handelns eine schwerere 
Freiheitsstrafe, als es die höchste Ober
grenze zuläßt, kann das Gericht diese 
überschreiten, jedoch nicht um mehr als 
die Hälfte. Das gesetzliche Höchstmaß darf 
nicht überschritten werden.

(4) Bei Verurteilung zu Freiheitsstrafen 
wegen einer Handlung, die vor einer frü
heren Verurteilung begangen wurde, ist 
nach den Absätzen 1 bis 3 eine neue Strafe 
festzusetzen, sofern eine bereits verhängte 
Freiheitsstrafe noch 'nicht vollzogen, ver
jährt oder erlassen ist.-


